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Eckart Hildebrandt*

Zwischen Bestandssicherung und Gestaltung
Thesen zu Managementstrategien und industrielle Beziehungen

I. Das Thema Managementstrategie hat 
für die gewerkschaftliche Diskussion wohl 
deshalb auch einen so hohen Stellenwert, 
weil davon ausgegangen wird, daß Manage­
mentstrategien zentrale Vorgaben für 
Gewerkschafts- und Betriebspolitik setzen. 
Bezieht sich Gewerkschaftspolitik auf der 
einen Seite auf die Grundinteressen der 
Arbeitnehmer nach Beschäftigung, stabilem 
Einkommen, qualifikationsgerechter und 
gesundheitsverträglicher Tätigkeit, so wird 
sie auf der anderen Seite immer auch als 
Reaktion auf dominante Unternehmensstra­
tegie verstanden. Die gängige Definition von 
Gewerkschaftspolitik macht dies deutlich: 
Umverteilung zwischen Löhnen und Unter­
nehmensgewinnen, Eingrenzung der Verfü­
gungsmacht der Unternehmen über Lei­
stung, Zeitdisposition etc., Kontrolle der 
Technikentwicklung und des Technikeinsat­
zes sowie nachträgliche Korrektur seiner 
sozialen Folgen.

Entsprechend dieser Orientierung von 
Gewerkschaftspolitik an den Entwicklungs­
pfaden der gesellschaftlichen Produktion 
haben sich in den letzten Jahrzehnten auch 
die Hauptfelder von Gewerkschaftspolitik 
gewandelt:

•  das stark quantitative Wachstum nach 
dem Zweiten Weltkrieg ließ die Gewerk­
schaften den Schwerpunkt auf Beschäfti­
gung und Lohnsteigerung legen;

•  die Rationalisierungswelle ab Ende der 
sechziger Jahre steigerte die Bedeutung des 
Rationalisierungsschutzes, der Besitz­
standssicherung und des Erhalts qualifizier­
ter Arbeitsplätze (HdA-Programm);

•  die massiven Automatisierungs- und 
Reorganisationsanstrengungen mit dem Ziel 
möglichst weitgehender Ersetzung von 
Arbeit in den siebziger Jahren machten eine 
offensive Arbeitszeitpolitik notwendig (Tarif­
verträge zur Arbeitszeitverkürzung);

•  die Flexibilisierung der Produktion in 
den achtziger Jahren erfordert vielfältige 
Maßnahmen, um der Individualisierung und 
Deregulierung von Arbeitsverhältnissen ent­
gegenzuwirken, gleichzeitig aber neuen 
Orientierungen und Interessenlagen der ver­
schiedenen Beschäftigtengruppen gerecht 
zu werden.

Bilanziert man die Ergebnisse der 
Gewerkschaftspolitik in diesen verschiede­
nen Politikfeldern, so zeigt sich, daß die 
DGB-Gewerkschaften in der Bundesrepublik
-  insbesondere im internationalen Vergleich
-  eine erfolgreiche, die-Managementpolitik 
ergänzende und korrigierende Politik

gemacht haben. Bei dieser Einschätzung 
muß man sich nur vor Augen halten, was 
passiert wäre, wenn sich die Unternehmer­
seite mit verschiedenen Strategien durchge­
setzt hätte, zum Beispiel:

•  der Personalpolitik des Heuernp und 
Feuerns in der Krise,

•  der Dequalifikation von Facharbei­
terbelegschaften, indem zum Beispiel Ange­
lernte an NC- und CNC-Maschinen gestellt 
werden;

•  die Reduktion des Arbeits- und 
Gesundheitsschutzes auf kostensparende 
Maßnahmen.

Von daher nimmt es nicht wunder, daß 
der produktive Beitrag der Gewerkschaften 
in der Bundesrepublik gesellschaftlich aner­
kannt ist. Das gilt auf der Ebene des Betriebs 
mit der unbestrittenen Etablierung der 
Betriebsräte, auf der Ebene des Unterneh­
mens mit der Etablierung der Unterneh­
mensmitbestimmung und auch auf der natio­
nalen Ebene, auf der die Gewerkschaften 
eine der maßgeblichen Stimmen im gesell­
schaftlichen Diskurs sind.

II. Managementstrategie ist neben der 
Gestaltung von Arbeitsverhältnissen und der 
Weiterentwicklung der Produktion gleichzei­
tig immer auch eine Politik der Kontrolle und 
Eingrenzung von Gewerkschaftsmacht. Im 
bundesdeutschen Modell ist diesbezüglich 
die Kontrolle von institutionalisierter Interes­
senvertretung durch Bindung an den Betrieb 
charakteristisch (Betriebsverfassungsgesetz

und Unternehmensmitbestimmung) sowie 
der hohe Grad von Verrechtlichung von 
Funktionen und Verfahren und die Delega­
tion auf spezielle Instanzen.

in den letzten Jahren haben sich unter­
halb dieses allgemeinen gesellschaftlichen 
Konsenses einige neue Politiken herausge­
bildet, die die Existenz betrieblicher Interes­
senvertretung auf unterschiedliche Weise 
gefährden:

a) Die Zergliederung von Unternehmen 
in kleine Betriebseinheiten und damit die 
Schwächung und Zersplitterung der Interes­
senvertretung. Gleichzeitig dieZergliede-

rung der Belegschaften in Gruppen mit sehr 
unterschiedlicher Betriebs-Anwesenheit, 
unterschiedlichem Status und sehr unter­
schiedlichen Interessenlagen, und das heißt 
eine Ausdifferenzierung der potentiellen Mit­
gliederbasis der Gewerkschaften.

b) Versuche, die Interessenvertretung 
im Betrieb durch Vertreter der Arbeitnehmer 
dadurch überflüssig zu machen, daß von der 
Unternehmensleitung eine mehr fürsorgliche 
Politik in Form von Sozialleistungen, Status­
zuweisungen und Beteiligungsangeboten 
verstärkt wird. Das heißt der Versuch der 
Verlagerung der Interessenvertretung durch 
abgesicherte Vertreter zurück auf einzelne 
Beschäftigungsgruppen bzw. Individuen.

* Wissenschaftszen­
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c) Eine Politik der systematischen Aus­
schließung von Interessenvertretungsinstan­
zen durch Desinformation, Behinderung, 
Kündigung von Betriebsräten etc.

Diese partiellen, aber beständigen Strö­
mungen im „Unternehmerlager“ verkennen 
den Beitrag der Arbeitnehmerinteressenver­
tretung und verursachen eine beständige 
Bedrohungssituation. So ist es nicht verwun­
derlich, daß in der gewerkschaftlichen Dis­
kussion häufig nur diese Gegenstrategien 
des Managements gesehen werden und 
nicht das widersprüchliche Verhältnis der 
beiden Pole von Gewerkschaftspolitik: einer­
seits produktiver Beitrag zur Entwicklung der 
gesellschaftlichen Produktion, andererseits 
Gegenmacht gegen Schwächungsstrategien 
der Unternehmen. Dieses widersprüchliche 
Verhältnis zueinander findet sich auf beiden 
Seiten auch in der Trennung zwischen „klas­
senkämpferischer“ Verbandsprogrammatik 
einerseits und betrieblicher Pragmatik ande­
rerseits wieder. Dabei darf nicht übersehen 
werden, daß in dieser Auseinandersetzung 
nur die gewerkschaftliche Seite existentiell 
gefährdet ist.

Die Fähigkeit der Gewerkschaften, 
Organisierung und Interessenvertretung auf­
rechtzuerhalten und einen gestaltenden Bei­
trag zu leisten, ist je nach Wirtschaftsbereich 
und Betriebsgröße sehr unterschiedlich und 
verhindert, daß gleiche Problembezüge der 
Gewerkschaftspolitik in den verschiedenen 
Sektoren existieren. Im Gegenteil entsteht 
die Gefahr der selektiven Politik, der Stär­
kung einzelner Gruppen und Bereiche auf 
Kosten von anderen.

III. Das begründeterweise verkürzte Bild 
der Gewerkschaften von Managementstrate­
gien führt u. a. zu dem Mißverständnis, daß 
Unternehmenspolitik überinterpretiert wird 
als plandeterminiert, rational, durchset­
zungsfähig und widerspruchsfrei. Eine Sicht­
weise, nach der Unternehmen ihre Ziele klar 
definieren, ihre Maßnahmen durchsetzen 
und damit all ihre politischen und sozialen 
Problemlagen bestimmen, versperrt den 
Blick darauf, daß eine Reihe von fundamen­
talen gesellschaftlichen Umbrüchen stattge­
funden hat, die auch die Unternehmen vor 
völlig neue Anforderungen stellen, die sie 
nicht umstandslos bewältigen können, als da 
sind:

•  Veränderungen der Weltmarktkonkur­
renz durch das Auftreten neuer produktiver 
Anbieterländer,

•  radikale Veränderung und Politisierung 
der Umweltproblematik,

•  die Herausbildung eines in seinen 
Grundzügen neuen, systemischen Rationali­
sierungstyps,

•  neue Anspruchshaltungen und Rege­
lungsnotwendigkeiten bei alten und neuen 
Beschäftigungsgruppen (Frauen, Ange­
stellte, Ausländer, geringfügige Beschäfti­
gungsverhältnisse, neue Selbständige),

•  neue und zunehmende Gefälle in der 
Wirtschaftsstruktur zwischen den Regionen 
national und international.

Diese Herausforderungen sind von den 
Einzelunternehmen in den Regionen nicht 
mit alten Orientierungen und Instrumenten 
zu bewältigen, sondern begründen Suchpro­
zesse nach neuen und alternativen Lösungs­
vorschlägen, erfordern die Kooperation ver­
schiedener Interessengruppen und neue 
Kompromisse zwischen den Beteiligten.

Trotz Weiterbestehens der betrieblichen 
Machtasymmetrie zwischen Unternehmens­
eigner, Management und Beschäftigten 
eröffnen sich hier breitere Interventionsmög­
lichkeiten auch für Betriebsräte und Beschäf­
tigtengruppen, Möglichkeiten von zeitlich 
und sektoral begrenzten „Modernisierungs­
pakten“ zwischen verschiedenen Beschäf­
tigtengruppen. In den neuen Produktions­
konzepten und Beteiligungsangeboten der 
Unternehmensleitungen drückt sich die

Angewiesenheit auf engagiertes und qualifi­
ziertes Arbeitsverhalten auch jenseits stan­
dardisierter Tätigkeitsbeschreibungen aus. 
Dies führt allerdings zu einer bereits vielfach 
beobachtbaren Verbetrieblichung und Seg­
mentierung von gewerkschaftlicher Betriebs­
politik. Daraus ergeben sich zwei grundle­
gende Fragestellungen, die zukünftige 
Gewerkschaftspolitik zentral beschäftigen 
werden:

•  die Frage nach den Möglichkeiten und 
Grenzen kooperativer Unternehmenspolitik 
und

•  die Frage nach der Notwendigkeit 
neuer gesellschaftlicher Bezüge von 
Gewerkschaftspolitik über den Einzelbetrieb 
hinaus.

IV. Die gewerkschaftlichen Möglichkei­
ten, mit einer offensiven Betriebspolitik die 
Chancen kooperativer Unternehmenspolitik 
zu nutzen, sind durch die weitgehende Blok- 
kierung gewerkschaftlicher Betriebspolitik 
zur Zeit noch versperrt. Gründe sind einmal

das weitverbreitete Mißtrauen gegenüber der 
betrieblichen Basis und das Interesse der 
Gewerkschaftszentralen, betriebliche Ver­
einbarungen gerade im Bereich kooperativer 
Unternehmenspolitik unter Kontrolle zu hal­
ten. Das Experimentieren auf betrieblicher 
Ebene, das Finden von neuen Strategien in 
neuen Regelungsbereichen wurde bisher 
wenig unterstützt, verwiesen wird auf die 
Gefahr, daß die betrieblichen Interessenver­
tretungen ausgespielt, hintergangen oder 
über den Tisch gezogen werden. Gleichzei­
tig sind die Gewerkschaften nur schwer in 
der Lage, Positionen und Forderungen von 
Betriebsräten großer Unternehmen zu hin­
terfragen, die lokale und regionale Gewerk­
schaftspolitik dominieren und die häufig 
genug eine protektionistische und traditiona- 
listische Politik verfolgen.

Die Zukunftskongresse der IG Metall 
haben sich der Erkenntnis geöffnet, aufgrund 
der veränderten gesellschaftlichen Konstel­
lation neue Problemlösungen angedacht, 
breitere Kooperations- und Beteiligungs­
möglichkeiten auch im Unternehmensbe­
reich zu ergreifen, um erhebliche Möglich­
keiten der Arbeitsanreicherung und betriebli­
chen Gestaltung zu nutzen. Das würde auch 
bedeuten, Unternehmerangebote zur Beteili­
gung offensiv einzufordern, und zwar über 
eine betriebliche Mobilisierung und über eine 
Stärkung der Fähigkeiten zur Eigeninteres­
senvertretung der Beauftragten auf betriebli­
cher, auf Abteilungs- und Einzelarbeitsplatz­
ebene. Die Formalisierung in erweiterten 
Mitbestimmungsrechten kann nicht Voraus­
setzung, sondern höchstens Resultat dieser 
Mobilisierung sein.

Die derzeit häufig vorzufindende Einbin­
dung von Betriebsräten im Unternehmens­
politik qua Institution Ist immer weniger 
Erfolgsgarantie, sondern dazu bedarf es



zunehmend einer Fundierung von Einflußpo­
sitionen durch betriebliche Gestaltungskom­
petenz und Mobilisierung. Der politisch-insti­
tutionelle Einfluß von Betriebsräten ist durch 
Gestaltungskompetenz neu auszufüllen.

Die neuen gesellschaftlichen Anforde­
rungen an Unternehmen und an Betriebspo­
litik haben auch zu der Notwendigkeit einer 
Neudefinition von betrieblicher Interessen­
politik in verschiedenen Feldern geführt:

•  Länge, Lage und Verteilung von 
Arbeitszeit,

•  Lohnsysteme und Leistungskontrolle,
•  Ausbildung und kontinuierliche Wei­

terbildung,
•  Kooperationsbeziehungen im Betrieb. 

Parallel dazu hat sich die Notwendigkeit der 
Neudefinition von betrieblichen Politikformen 
herausgebildet. Neu zu bestimmen sind

•  die Möglichkeiten und Grenzen paritä­
tischer Gremien im Betrieb;

•  das Verhältnis von institutioneller 
Interessenvertretung und Eigeninteressen­
vertretung am Arbeitsplatz oder in der 
Arbeitsgruppe;

•  die Repräsentanz der verschiedenen 
betrieblichen Gruppen im Betriebsrat;

•  die Kooperation von betrieblichen 
Interessenvertretern mit externen Experten. 
Auch die traditionellen Politikfelderder 
Betriebsräte sind somit in einem grundsätzli­
chen Umbruch begriffen. Besitzstandssiche­
rung ist nur durch Neudefinition von Interes­
senvertretungspolitik möglich. Diese Neu­
definition beinhaltet auch, gewerkschaftliche 
Interessenvertretung gleichzeitig immer als 
einen produktiven Beitrag zur gesellschaftli­
chen und betrieblichen Entwicklung zu ver­
stehen und zu vertreten. Machtentfaltung 
kann immer weniger über die Verteidigung 
alter Positionen stattfinden, sondern immer 
mehr durch Alternativ- und Gestaltungsvor­
schläge zu aktuellen Umstrukturierungspro­
zessen. Solche Alternativen werden immer 
insoweit ambivalent sein, als sie Beiträge zur 
Gestaltung von Beschäftigungslagen, 
Arbeitsverhältnissen und Arbeitsbedingun­
gen der Zukunft sind und damit die Gewerk­
schaft in die Verantwortung hineinnehmen -  
nicht so sehr in die Verantwortung für ein­
zelne Unternehmensentscheidungen, son­
dern mehr als gesellschaftliche Verantwor­
tung im Betrieb. Keine Vorschläge zu 
machen unter Verweis auf die Risiken würde 
von vornherein den Verzicht auf Einfluß 
bedeuten und die Verantwortungslosigkeit 
tolerieren.

V. Zur Frage nach der Notwendigkeit 
neuer gesellschaftlicher Bezüge muß man 
feststellen, daß Gewerkschaftspolitik in den 
letzten Jahrzehnten in mehreren Feldern 
einen breiten Rückzug aus der Gesellschaft 
erlitten hat. Das gilt für den Abbau gemein­
wirtschaftlicher Unternehmen, die ja einmal 
zur Verbesserung der Lebenslage der am 
schlechtesten versorgten Bevölkerungs­
gruppen aufgebaut worden waren; die Ver­
ringerung der in die Öffentlichkeit hineinwir­
kenden Gewerkschaftspresse und des Ver­

lagswesens; die Ausdünnung der gewerk­
schaftlichen Präsenz in der Fläche durch die 
DGB-Strukturreform. Die Arbeitsteilung mit 
der sozialdemokratischen Partei ist in einem 
Erosionsprozeß begriffen; es gibt keine ein­
zelne Partei mehr, die weitgehend und 
durchgängig gewerkschaftliche Positionen 
im politischen Raum vertritt; einzelne fortge­
schrittene Positionen und Utopien zur 
Zukunft des Arbeitslebens finden sich bei 
einer Vielzahl von Organisationen unter­
schiedliche Ausprägung. Die neuen The­
men, die in den letzten Jahrzehnten maß­
geblich die Arbeitswelt beeinflußt haben, 
haben sich nicht im betrieblichen Bereich 
formiert, sondern im gesellschaftlichen 
Bereich. Weiterhin hat die Bedeutung techni­
scher Großprojekte entscheidend zugenom­

men, die mit staatlicher Vorfinanzierung 
angeschoben werden (Technologieentwick­
lung, Informationsnetze, Vor- und Entsor­
gungsnetze), die zunehmend betriebliche 
Entscheidungen vorprägen und massive 
Risiken in sich bergen. Die Gewerkschafts­
bewegung hat viel an Zugriff auf die Lebens­
welt und auf eine wachsende Zahl von 
Arbeitnehmergruppen verloren. Sie kann 
nicht mehr automatisch davon ausgehen, 
eine führende Rolle bei der Formulierung 
lebensweltlicher Interessen und bei der 
Durchsetzung von diesbezüglichen Verbes­
serungen einzunehmen. Wesentlich im 
Bereich der Arbeitslosigkeit ist den Gewerk­
schaften mit ihrer Politik der Arbeitszeitver­
kürzung ein tiefgehender Eingriff in die 
gesellschaftliche Regulierung des Arbeits­
marktes gelungen. In anderen Bereichen, 
zum Beispiel gegenüber dem Zusammen­
bruch des Gesundheitswesens und der 
sozialen Versorgung, der Umweltgefährdung 
und den zunehmenden regionalen Ungleich­
gewichten, ist ihr dies bisher nicht gelungen.

Flier ist eine intensive Diskussion dar­
über zu führen, in welcher Weise die 
Gewerkschaften in diese neuen Themenfel­
der und Politikbereiche aktiv intervenieren 
sollen und inwieweit sie sich notwendiger­
weise auf den traditionellen Kernbereich von 
Zuständigkeiten beschränken.

Für ein Engagement in den neuen Pro- 
blemfeldern sprechen insbesondere zwei 
Argumente: Das erste liegt im Versagen der 
zuständigen Instanzen zum Beispiel im 
Umweltschutz und bei den Regional- und 
Branchenentwicklungen, die den Gewerk­
schaften nicht das Argument offenlassen, 
daß sie dafür nicht zuständig seien. Die 
Lebensverhältnisse der Arbeitsbevölkerung 
werden inzwischen so massiv von regiona­
len Lebenssituationen bestimmt, daß eine 
gewerkschaftliche Arbeitspolitik ohne per­
spektivischen, planenden Zugriff auf diese 
Bereiche sich zunehmend marginalisiert.

Das zweite wichtige Argument besteht 
darin, daß Betriebspolitik mehr denn je eines 
Korrektivs durch eine gesamtgesellschaftli­
che und regionale Perspektive bedarf. 
Betriebspolitik steht immer unter dem Druck 
der Erpreßbarkeit durch die Unternehmens­
leitung und ist befangen in einer einseitigen 
Entwicklungslogik, die auf einzelbetrieblicher 
Rentabilität und Überlebenskalkulation 
beruht. Wenn ein solcher verstärkter gesell­
schaftlicher Bezug nicht entwickelt wird, 
gerät die Gewerkschaft in Gefahr, in Einzel­
bereichen rückschrittliche Positionen einzu­
nehmen (exemplarisch die Erpreßbarkeit mit 
dem Arbeitsplatzerhalt-Argument), und es 
besteht die Gefahr der gesellschaftlichen 
Randständigkeit jenseits von Management­
strategien und von antigewerkschaftlichen 
Programmen konservativ-liberaler Prägung. 
Die neuen gesellschaftlichen Problemlagen 
haben die Notwendigkeit von strategischen 
Vorgaben über einzelgewerkschaftliche und 
regionale Grenzen hinaus verstärkt, das 
heißt eine konzeptionelle Stärkung des DGB. 
Vergleichbar mit den Umbrüchen in der 
betrieblichen Arbeitspolitik befinden sich die 
Gewerkschaften auch im Bereich gesell­
schaftlicher Gestaltung inzwischen im Zug­
zwang. Der Verlauf der Diskussion um flexi­
ble Arbeitszeit hat gezeigt, wie wichtig es ist, 
Begriffe frühzeitig und offensiv mit eigenen 
Konzepten zu besetzen, und wie schwierig 
es ist, im nachhinein solchen „Themenraub“ 
rückgängig zu machen.

Weiterhin gibt es eine Notwendigkeit der 
Stärkung der regionalen Präsenz und damit 
die Entwicklung der Fähigkeit, heterogene 
Bündnisse mit Kräften auch außerhalb der 
Arbeiterbewegung (insbesondere Bürgerini­
tiativen und Kirchen) einzugehen, über die 
erst gesellschaftlicher Druck entfaltet werden 
kann und über die dann auch auf Einzelun­
ternehmen und Betriebe Druck ausgeübt 
werden kann. Solche heterogenen Bünd­
nisse machen dann auch erst punktuelle 
betriebliche Bündnisse mit Unternehmens­
leitungen sinnvoll und begrenzen die Mög­
lichkeiten von Fehlorientierungen, zu denen 
Co-Management führen kann.


